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Lukaschenko 
schlägt zurück 

Bei neuen 
Protesten von 
Frauen und 
Studenten in 
Belarus gegen 
Staatschef 
Alexander 
 Lukaschenko 
hat es wieder 

viele Festnahmen gegeben. Vi-
deos auf dem Nachrichtenkanal 
Telegram zeigten am Samstag, 
wie maskierte Sicherheits-
kräfte friedliche Demonstran-
ten packten und abführten. 
Dabei kamen vor allem junge 
Menschen in Polizeigewahrsam. 

Feuer aus am 
Kilimandscharo  
Der Grossbrand auf Afrikas 
höchstem Berg ist den Behör-
den zufolge weitgehend unter 
Kontrolle. «Dank der Arbeit der 
verschiedenen Beteiligten und 
des Regens vergangene Nacht 
in einigen Teilen des Berges 
 haben wir es geschafft, das 
Feuer zu 99 Prozent einzu-
dämmen», sagte der Leiter  
von Tansanias Nationalpark- 
Behörde Tanapa, Allan Kijazi. 

Neuer Banksy 
in Nottingham 

Der geheim-
nisumwitterte 
Strassen-
künstler  
Banksy hat ein 
 neues Bild auf 
einer Mauer in 
der englischen 
Stadt Notting-

ham geschaffen. Darauf ist ein 
kleines Mädchen zu sehen, 
das mit einem Fahrradreifen 
als Hula-Hoop-Ring spielt. 
Banksy postete am Samstag  
ein Foto davon auf Instagram.

Polizei hebt 
Hanfanlage aus
Die Kantonspolizei Zürich hat 
am Freitagmorgen in Wädenswil  
eine professionelle Indoor-Hanf-
anlage mit rund 1000 Pflanzen 
ausgehoben. Auch mehrere  
Kilogramm Marihuana seien 
sichergestellt worden. Der 
63-jährige Betreiber der  
Plantage wurde verhaftet. l 
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THOMAS SCHLITTLER

Vor rund einem Jahr zeigte 
SonntagsBlick in einer Ar
tikelserie auf, dass die In

validenversicherung (IV) seit eini
gen Jahren alles daransetzt, mög
lichst wenige Renten auszahlen zu 
müssen.

Die Recherchen belegten unter 
anderem, dass Ärzte, die Versi
cherten selten bis nie eine Ar
beitsunfähigkeit attestieren, von 
der IV besonders viele Auf träge 
erhalten – und für ihre Gutachten 
Millionen kassieren.

Ende 2019 reagierte Sozial
minister Alain Berset (48) auf 
die lauter werdende Kritik. Er gab 
eine interne und eine externe 
 Untersuchung in Auftrag. Beide 
sollten Strukturen und Praktiken 
der IV analysieren.

Diese Woche präsentierte das 
Bundesamt für Sozialversicherun
gen (BSV) die Ergebnisse – und 
gestand erstmals ein, dass nicht 
alles optimal gelaufen sei. Man 
will die Aufsicht und Qualität der 
medizinischen Begutachtung in 
der IV anpassen. Konkret sollen 
Zielvereinbarungen mit den IV
Stellen überarbeitet, die Perspek
tive der Versicherten einbezogen, 
Probegutachten verlangt und 
Rückmeldungen an die Gutachter 
verbessert werden.

Ärzte, Psychiater und Behinder
tenorganisationen begrüssen die
se Änderungen, bemängeln aber, 
dass nicht mehr getan wird, um 
einseitige Gutachter aus dem Ver
kehr zu ziehen. «Die schwarzen 
Schafe unter den IVÄrzten dür
fen nach wie vor medizinische 
Begutachtungen durchführen, 

Menschen innerhalb von 20 Minu
ten für gesund erklären und damit 
viel Geld verdienen», sagt Alex 
 Fischer von der Behindertenorga
nisation Procap. Auch den Miss
stand, dass zehn Prozent der Gut
achter drei Viertel aller Gutachten 
ausstellen, gehe der Bund nicht 
an. «Das BSV sträubt sich dage
gen, monodisziplinäre Gutachten 
nach dem Zufallsprinzip zu ver
geben», so Fischer. Das sei nicht 
nachvollziehbar. Dadurch werde 
das Geschäftsmodell einseitiger 
IVÄrzte am Leben erhalten.

Das BSV wehrt sich. «Bevor 
 allenfalls ein neues Vergabesys
tem eingeführt wird, sollen die 
nun empfohlenen Massnahmen 
erst einmal umgesetzt und evalu
iert werden», sagt Sprecher Rolf 
Camenzind. Sollten die erhofften 
Verbesserungen nicht eintreten, 
sei jedoch selbstverständlich ein 
Systemwechsel in Betracht zu zie
hen. «Darum wird das BSV zusam
men mit den kantonalen IVStel
len bereits konkret prüfen, wie 
eine Zufallsvergabe bei den mono
disziplinären Gutachten realisiert 
werden könnte.»

Der Bund gelobt Besserung  
im umstrittenen IV-Gutachterwesen.  
Von einschneidenden Massnahmen 
aber sehen die Verantwortlichen ab.

Trotz Revision der medizinischen Begutachtung

Einseit ige 
IV-Ä rzte
dürfe n

weiter 
abkass ieren
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THOMAS SCHLITTLER

Sozialschmarotzer. Scheinin-valide. Sozialdetektive. SeitJahrzehnten streitet dieSchweiz darüber, wer von derInvalidenversicherung (IV) Gelderhalten soll – und wie viel.Diese Woche erhitzte diese Fra-ge erneut die Gemüter. Das Bun-desgericht hatte bekannt gege-ben: Sucht ist eine Krankheit –also sollen Suchtkranke Aussichtauf eine IV-Rente haben.Auf Blick.ch empörte sich einLeser: «Der ganze Sozialstaatwird ausgenommen, auf alle Ar-ten, bis nichts mehr übrig ist.»Und ein anderer: «Heute hat indiesem links-grünen Staat jederAnspruch auf Sozialleistungen.»Was die Kommentarschreibervermutlich nicht wissen: In derSchweiz erhalten Jahr für Jahrweniger Menschen Geld von derInvalidenversicherung.2005 gabes 251 828 IV-Rentnerinnen undRentner. Ende 2018 waren esnoch 217 944: ein Rückgang von13 Prozent – und das, obwohl dieGesamtbevölkerung im gleichenZeitraum um 15 Prozent gewach-sen ist.
Harald Sohns, Sprecher desBundesamts für Sozialversiche-rungen (BSV), erklärt, aus wel-chem Grund: «Die IV ist bei derZusprache von Renten strenger

geworden, insbesondere ab2008.» Zuvor sei die Rentenbe-rechtigung zu leichtfertig verge-ben worden, die IV habe enormeSchulden angehäuft. Als Reak-tion darauf habe man den Leit-satz «Eingliederung statt Rente»eingeführt.
Die IV verkauft ihre Eingliede-rungsmassnahmen als vollen Er-folg. Am Freitag publizierte die

Editorial
Liebe Leserin, lieber Leser
M an könnte meinen,

das Kürzel IV stehe für«immens verdächtig».
Als Bundesbern im Sommer1959 die Einrichtung derInvalidenversicherung disku-tierte, befürchtete die Ärzte-vereinigung FMH: «Renten-neurotiker und Asoziale stür-zen sich auf alle erreichbarenUnterstützungsgelder.»

Mit Verweis auf diese Bedenkenplädierte der zuständige Bun-desrat Philipp Etter, die Hürdenfür den Bezug einer Rentenicht zu tief anzusetzen. Unterdieser Bedingung wurde dieInvalidenversicherung auf den1. Januar 1960 hin eingeführt.
Im Wahlkampf 2003 importier-te die SVP aus Deutschland dasWort «Scheininvalide». Es warder politische Coup des Jahr-zehnts. Erst räumte die Parteibei den Wahlen ab, später ver-ordneten Bundesrat, Parlamentund Stimmbevölkerung der IVein sehr viel strikteres Regime.Insbesondere Menschen mitpsychischem Leiden haben esseither schwerer, als krank an-erkannt zu werden.

Dass die Zahl der IV-Empfängerzurückgeht, erstaunt da nicht.Sozialminister Alain Bersetfreut sich – und lässt öffentlichverkünden: «Die IV hat sicherfolgreich von einer Renten-zu einer Eingliederungsversi-cherung gewandelt.»
In der Tat hat das Bundesamtfür Sozialversicherungen einpaar Instrumente eingeführt,um Personen mit Invaliditäts-risiko frühzeitig zu erkennenund in der Arbeitswelt zu halten.

Dagegen kann
niemand etwas

einwenden.
Im Gegenteil!
Wie wirksam
diese Bemü-

hungen aber

sind, inwiefern die IV effektivzu einer Eingliederungsversi-cherung geworden ist: DieseFrage kann der Bund nicht be-antworten.

Es ist ein starkes Stück: DieBehörden haben über Jahrebewusst auf ein professionellesund umfassendes Controllingihrer Massnahmen verzichtet.Man wollte gar nicht wissen,welches die individuellen, wel-ches die gesellschaftlichen Fol-gen der jüngsten Verschärfun-gen bei der IV sind. Hauptsache,es hat weniger Bezüger.
Dabei gab es früh Anzeichendafür, dass es mit der Integra-tion in den Arbeitsmarkt nichtso weit her ist. Seit langemmehren sich die Hinweise, dassviele Betroffene nun einfach inder Sozialhilfe landen. Dass dieganze Übung letztlich alsokaum mehr ist als ein Nullsum-menspiel. Schon 2014 schriebdie OECD in einem Bericht überdas Schweizer Sozialsystem:«Der jüngste Anstieg der Sozial-hilfebezüger ist teilweise eineFolge des restriktiveren Zu-gangs zu IV-Leistungen.»

Natürlich kam und kommt Miss-brauch bei den Sozialwerkenvor. Ebenfalls klar ist: Miss-brauch darf nicht toleriert wer-den. Das gibt dem Bund jedochnicht das Recht, seinerseits mitgezinkten Karten zu spielen undErfolge zu bejubeln, die sich garnicht nachweisen lassen.
Das sind zynische Tricksereienauf Kosten der Schwächsten.

Das Bundesamt für Sozialversi-cherungen gelobt jetzt Besse-rung. Offenbar arbeitet man aneiner umfassenden Analyseüber den Zusammenhangzwischen IV und Sozialhilfe.
Bis tatsächlich Resultatevorliegen, gelten die verant-wortlichen Behörden als«immens verdächtig». 
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Einen schönen Sonntagwünscht Ihnen Gieri Cavelty

IV 34 000 IV-Bezü g

Seit 2005 ging die Zahl der IV-Rentnerin der Schweiz jedes Jahr zurück. Die IVspricht von erfolgreicher Eingliederung.Ärzte und Anwälte sehen das anders:Viele ehemalige IV-Rentner seien aufden Sozialämtern gelandet.

Scheininvalide ...2007: Der Blinden- und Sehbehin-dertenverband wirbt für ein Neinzur 5. IV-Revision.

IV IV-Bezü  ger

spart
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SRF-Sendung «10 vor 10» neueBerechnungen zur «Wirtschaft-lichkeit der 4., 5. und 6. IV-Revi-sion». Fazit der Studie, in Auftraggegeben von der IV-Stellen-Konfe-renz: «Dank wieder in den Ar-beitsmarkt eingegliedertenIV-Bezügern spart die In-validenversicherung jähr-lich über 700 MillionenFranken.»
Aber: Das ist nicht dieganze Geschichte. Einebreite Allianz aus Ärzten,Behindertenverbänden,Lokalpolitikern undVersicherungs-

anwälten kriti-

siert: Die hochgelobten Wieder-eingliederungsmassnahmen sei-en bestenfalls für die Finanzender IV ein Erfolg.
Judith Hanhart von Agile.ch,der Organisation von Men-schen mit Behinderungen,sagt: «Wer gemäss IV ar-beitsfähig ist, verliert dieIV-Rente – auch wenn erwegen der gesundheit-lichen Probleme keineChance hat auf dem Ar-beitsmarkt.»

Philippe Luchsin-
ger (62), Prä-

sident der
Haus- und
Kinder-
ärzte
Schweiz,
beobach-
tet das-

selbe: «Es ist sehr schwierig ge-worden, von der IV für erwerbsun-fähig erklärt zu werden. Nach An-sicht der IV gibt es für praktisch je-den und jede einen Job, der mach-bar und zumutbar ist.»Als Beispiel nennt er eine Per-son, die jahrzehntelang einen kör-perlich sehr anstrengenden Job

machte und mit Mitte 50 starkeRückenbeschwerden bekam. «DieIV sagt dann: ‹Okay, du kannstnicht mehr schwer heben und bistin deinem alten Job deshalb zu100 Prozent arbeitsunfähig. Fürleichte Arbeit in einer Fabrik bist
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Ist die heutigePraxis der IVzu hart? ??

Bezü ger weniger, 41 000 Sozialhilfeempfänger mehr

Bitte umblättern

... und Sozialdetektive

«Für die IV gibts
für jeden einenJob, der zumutbarist», kritisiert Phi-lippe Luchsinger.

Abstimmung überVersicherungsdetek-tive 2018: Angriff aufBundesrat Berset.
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IV-Bezü  ger weniger, 41 000 Sozialhilfeempfänger auf Kosten
lhilfe

renz: «Dank wieder in den Ar-beitsmarkt eingegliederten IV-Bezügern spart die In-validenversicherung jähr-lich über 700 Millionen 

Aber: Das ist nicht die ganze Geschichte. Eine breite Allianz aus Ärzten, Behindertenverbänden, Lokalpolitikern und 

der Organisation von Men-schen mit Behinderungen, sagt: «Wer gemäss IV ar-beitsfähig ist, verliert die IV-Rente – auch wenn er wegen der gesundheit-lichen Probleme keine Chance hat auf dem Ar-beitsmarkt.»
Philippe Luchsin-

ger (62), Prä-

2 IV-Gutachten

Ein Berner Arzt kassierte für
IV-Gutachten 3,1 Millionen Franken.

Der Mediziner ist bekannt dafür, kaum

einen Patienten für arbeitsunfähig zu

erklären – und er ist kein Einzelfall.

THOMAS SCHLITTLER (TEXT)

UND IGOR KRAVARIK (ILLUSTRATION)

Verena Meier* ist 38 Jahre
alt, als sie an einer Depres-

sion erkrankt. Die Pflege-

fachfrau muss drei Wochen in

Therapie. Dann geht die junge

Frau wieder ihrem Beruf nach,

muss aber immer wieder in psy-

chiatrische Behandlung.
Nach einem Stellenwechsel

geht gar nichts mehr. Ihr Thera-

peut konstatiert «latente Suizid-

gedanken». Ein zweiter Arzt stuft

sie als berufsunfähig ein. Ein

dritter diagnostiziert ebenfalls

100-prozentige Arbeitsunfähig-

keit aus psychischen Gründen.

Meier muss ihren Job aufgeben

und beantragt eine Invalidenren-

te. Die IV-Stelle des Kantons

Zürich gibt bei Dr. K.** (55) aus

Bern ein externes Gutachten in

Auftrag. K.s Diagnose: Die de-

pressive Störung habe nachgelas-

sen. Im Gegensatz zu allen Ärz-

ten vor ihm erkennt er keine

Krankheit, erklärt die Frau für

100Prozent arbeitsfähig. Da-

raufhin lehnt die IV ihren Antrag

auf eine Rente ab.
Eineinhalb Jahre später nimmt

sich Verena Meier das Leben, am

27. September 2010. Im Sommer

des folgenden Jahres wird K. um

einen Ergänzungsbericht zum

Fall gebeten. Darin hält er an sei-

ner Diagnose fest: Die Verstor-

bene sei weder psychisch krank

IV-ÄrzteIV-Ärzte IV-Ärzte IV-Ärzte 
bringenbringen bringen bringen bringen bringen bringen 
InvalideInvalide Invalide Invalide 
um ihreum ihre um ihre um ihre 
Rente

Editorial

Liebe Leserin, lieber Leser

Denken Sie an die Begrif-

fe «kahlköpfig», «ver-
gesslich» und «Falten».

Intuitiv lesen Sie die folgenden

Zeilen einen Tick langsamer.

Denn ohne sich darüber im

Klaren zu sein, fühlen Sie sich

ein Stückchen älter. Die Verhal-

tenspsychologie nennt dies den

Priming-Effekt. Das Unterbe-

wusstsein bestimmt das Sein.

Eine Variante des Experiments

geht so: Einem Lehrer wird

suggeriert, der eine Schüler sei

hochbegabt, der andere tauge

nichts. Obwohl in Wahrheit

beide gleich schlau sind, wird

der Lehrer den Schüler mit dem

guten Ruf instinktiv so fördern,

dass dieser obenaus schwingt.

Der angeblich hoffnungslose

Fall indes bleibt unter seinen

Möglichkeiten.

Und jetzt stellen Sie sich vor,

Sie seien ein Arzt mit eigener

Praxis. Die Invalidenversiche-

rung engagiert Sie regelmässig

als Gutachter, um abzuklären,

ob jemand Anspruch auf eine

IV-Rente hat. Natürlich wissen

Sie, dass Ihr Auftraggeber des-

to zufriedener ist, je weniger

IV-Renten er ausrichten muss.

Wie werden Sie sich verhalten?

Mein Kollege Thomas Schlittler

präsentiert im Artikel rechts

eine brisante Recherche: Ge-

wisse Ärzte erzielen mit Gut-

achten für die IV horrende Um-

sätze. Sie leben von der IV und

sie leben gut davon. Da darf es

nicht erstaunen, wenn diese

Mediziner intuitiv im Sinne der

IV entscheiden und kranke

Menschen zu Simulanten stem-

peln.

Der Gutachter wird zum
Schlechtmacher.

Das Bundes-
gericht hat
diese Gefahr
schon 2013
erkannt. In ei-
nem Leiturteil

wies es die

kantonalen IV-Stellen deswegen

an, externe Gutachter nach dem

Zufallsprinzip auszuwählen.

Eine entsprechende Internet-

plattform gibt es seit 2012.

Hier aber wird die Geschichte

definitiv zum Skandal: Die IV-

Stellen setzen sich über die Vor-

gabe des Bundesgerichts hin-

weg. Dies zeigt eine bislang

unbeachtete Studie der Zürcher

Hochschule für Angewandte

Wissenschaften (ZHAW). Dem-

nach vergeben die IV-Stellen

den Grossteil der Aufträge für

externe Gutachten nicht nach

dem Zufallsprinzip, sondern

freihändig an ihnen genehme

Ärzte. In den beiden Basel pas-

siert dies sogar in neun von

zehn Fällen.

Es geht also keineswegs nur

darum, dass ein Arzt wegen

seiner Abhängigkeit von der IV

parteiisch sein könnte. Es geht

vielmehr darum, dass die IV-

Stellen systematisch auf diese

Parteilichkeit bauen. Sie stüt-

zen sich auf die Grundlagen der

Verhaltenspsychologie und be-

stellen Gefälligkeitsgutachten.

Dazu passt ein weiterer Befund.

Die Autoren der zitierten Zür-

cher Studie äussern den Ver-

dacht, die Patienten würden

durch die Behörden «unzurei-

chend über ihre Rechte aufge-

klärt».

In einer Broschüre über die IV

schreibt Sozialminister Alain

Berset: «Sie gibt den Schwa-

chen unserer Gesellschaft eine

Perspektive.» Und: «Das gehört

zu einer lebenswerten, sozialen

und solidarischen Schweiz.»

Schöne Worte! Umso krasser

wirkt die Realität. IV-Stellen

arbeiten vorsätzlich gegen die

von Berset so rührend erwähn-

ten Schwachen der Gesell-

schaft. In der Sprache der Psy-

chologie handelt es sich um

ein pathologisches Fehlverhal-

ten. Man kann es allerdings

auch ganz einfach den grossen

IV-Betrug nennen. 

Schlechtmacher.

Das Bundes-
gericht hat 
diese Gefahr 
schon 2013 
erkannt. In ei-
nem Leiturteil 

wies es die 

Gieri Cavelty
Chefredaktor

@gieri_cavelty

Einen schönen Sonntag
wünscht Ihnen Gieri Cavelty

Millionen für
einseitigen Gutachten
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noch arbeitsunfähig gewesen.

Unter Juristen ist K. berüchtigt für

die Gesunderklärung von Patien-

ten. Der Zuger Versicherungsan-

walt Rainer Deecke (39) sagt: «Ich

kenne keinen Anwalt, der je ein

Gutachten von Dr.K. zu Gesicht

bekommen hätte, in welchem

eine relevanteArbeitsunfähigkeit

attestiert worden wäre.»

Trotzdem – oder gerade deshalb

– ist K. als IV-Gutachter gefragter

denn je. Allein 2018 erhielt er von

kantonalen IV-Stellen 334 000

Franken.
Seit 2012 kassierte K. für die

medizinische Einschätzung von

IV-Antragstellern 1,9 Millionen

Franken. Das zeigt ein Dokument

des Bundesamts für Sozialversi-

cherungen (BSV), das Sonntags-

Blick gestützt auf das Öffentlich-

keitsgesetz erhalten hat.
Darin ist aufgelistet, welche

Summen Ärzte und Kliniken zwi-

schen 2012 und 2018 von kanto-

nalen IV-Stellen erhalten haben.

Eine Auswertung beweist, was Kri-

tiker der heutigen Vergabepraxis

schon lange vermuten: Die IV-Stel-

len vergeben die Aufträge für Gut-

achten extrem einseitig.
2018 bezahlten sie 683 Ärzte

und Kliniken für die Erstellung

von sogenannten monodisziplinä-

ren medizinischen Gutachten. Ins-

gesamt vergüteten die IV-Stellen

dafür 29,5 Millionen. Dabei er-

hielten zehn Prozent der Gutach-

ter rund drei Viertel des gesamten

Auftragsvolumens (siehe Grafik).

Anwälte, Behindertenorganisa-

tionen und auch Ärzte monieren,

dass Gutachter, die von den IV-

Stellen Millionen erhalten, nicht

mehr unabhängig urteilen. Sie

sehen in der Ungleichverteilung

einen Hinweis darauf, dass die

IV-Stellen Gutachter bevorzugen,

die in ihrem Sinne urteilen – also

gegen eine Arbeitsunfähigkeit und

damit gegen eine Rente.
Der St. Galler Anwalt Ronald

Pedergnana (57) sagt: «Gutachter,

die im Sinne der IV ein Gutachten

abfassen, kriegen wieder und

massenhaftAufträge.Andere wer-

den nicht einmal berücksichtigt.»

Als Beleg dafür verweisen die Kri-

tiker nicht nur auf Dr. K., sondern

auch auf andere Ärzte. Zum Bei-

spiel auf Dr. G.** (64) aus Basel.

Der erhielt seit 2012 ebenfalls

rund 1,9 Millionen für monodiszi-

plinäre IV-Gutachten.
Gestützt auf das Öffentlichkeits-

gesetz konnte die Behinderten-

organisation Procap einen kleinen

Teil von G.s Gutachten einsehen.

Ergebnis: Von den 23 Patienten,

die der Mediziner im ersten Halb-

jahr 2018 für die IV-Stelle der

Stadt Basel beurteilte, stellte er

nur bei jedem vierten eine Arbeits-

unfähigkeit fest.
Alle anderen Gutachter zusam-

men, die im selben Zeitraum für

die Basler IV-Stelle 187 Gutachten

Einige IV-Ärzte
gewichten das
eigeneWohl höher als
das ihrer Patienten.

Quelle: BSV © Blick Grafik

Die Lieblings-Gutachter
der IV-Stellen
Mono- und bidisziplinäre Gutachten im

Jahr 2018: Sie werden von den kantonalen

IV-Stellen frei in Auftrag gegeben.

683

615

68

29,5

8

21,5

Umsatz in Mio. Fr.Anz. IV-Gutachter

10 % der
Gutachter

erhalten 73 % des
Auftragsvolumens.
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Sind die
Hürden für
eine IV-Rente
zu hoch? ??

Bitte umblättern4

trifft das Urteil einen Einzel-fall. Doch hat Masts FirmaHunderte von Patienten ab-geklärt. Und der St. GallerRechtsstreit ist nicht der erste,in den Mast involviert ist. Al-lerdings waren weder Mastnoch seine Firma in dem Ge-richtsprozess Partei.Doch das Bundesamt für So-zialversicherungen relativiertdas eigene Rundschreiben andie IV-Stellen gegenüber Sonn-tagsBlick.Die Behörden erklä-ren den Umstand, dass Mastals neuropsychologischerGutachter gestoppt wird, zurFormalie. «Diese Einschrän-kung geht einzig auf die erklär-ten formellen Gründe zurückund hat keinerlei Zusammen-hang mit der Qualität der Gut-achten dieses Arztes», teilt derSprecher des Amts auf Anfragemit.
Zudem verweist man aufeinen ähnlichen Prozess imThurgau, bei dem Mast ge-stützt wurde. Er verfüge «übereine fachärztliche Ausbildungin Neurologie sowie über eineZusatzausbildung in Neuro-psychologie». Strittig sei nur,«ob diese beiden Ausbildun-gen zusammen dazu bemäch-tigen, neuropsychologischeGutachten durchzuführen».An der Zusammenarbeit mitMast hält das Bundesamt aus-drücklich fest: «Der erwähnteArzt darf weiterhin neurologi-sche Gutachten für die IV er-stellen. Nur für neuropsycho-logische Gutachten darf ernicht mehr eingesetzt wer-den.» Naheliegende Schluss-folgerung: Von einem Gerichtlässt sich die Verwaltung nichtso schnell beeindrucken.Masts Firma sagt: «Dass dieKompetenz und die Unbefan-genheit eines Gutachters vonden Anwälten der Begutachte-ten bezweifelt werden, wenndas Gutachten nicht das er-wünschte Ergebnis erbringt, istkeine Neuigkeit und gehörtzum Tagesgeschäft einer Gut-achterstelle.» Man werde denEntscheid des Bundesamtesfür Sozialversicherungen nichtanfechten.

Als Konsequenz aus dem«fraglichen St.Galler Urteil»werde man «künftig für neu-ropsychologische Gutachtenvorerst keine Neurologen ein-setzen, bis die Frage, ob einFacharzt für Neurologie einneuropsychologisches Gutach-ten erstellen kann, anderwei-tig entschieden ist». 

THOMAS SCHLITTLER (TEXT)UND IGOR KRAVARIK (ILLUSTRATION)

D as psychiatrische Gutachtenerklärt eine Frau für gesundund arbeitsfähig – die IV-Rente wird ihr verweigert. Doch ihrRechtsanwalt Pierre Heusser (50)aus Zürich hält die Expertise fürunbrauchbar.
In seiner Beschwerde präzisierter, dass der zuständige Dr. H.* ausDeutschland stammt und einepsychiatrische Praxis in Hamburgführt. «Es ist also davon auszuge-hen, dass Dr. H. lediglich als soge-nannter 90-Tage-Dienstleister in

der Schweiz tätig ist und sonst kei-nen Bezug zur Schweiz hat.» FürHeusser ist das inakzeptabel. DieFrau habe das Recht, von einemArzt begutachtet zu werden, der«mit den schweizerischen Gepflo-genheiten vertraut» ist.Dr. H. arbeitet für die SMAB AG,eine von rund 30 Firmen, die in derSchweiz «polydisziplinäre IV-Gut-achten» erstellen dürfen. Also sol-che, die mehrere medizinischeFachbereiche umfassen.Nun zeigen Recherchen vonSonntagsBlick: Dr. H. ist kein Ein-zelfall. Die SMAB AG arbeitet mitmehr als zehn Ärzten zusammen,

die in Deutschland praktizierenund in der Schweiz nur als Versi-cherungsgutachter arbeiten.Auch andere Gutachterstellenwie die PMEDA AG von Dr. Hen-ning Mast (Seiten 2 und 3) lassenÄrzte aus Deutschland einfliegen,um Schweizer IV-Antragsteller zubegutachten. Mehrere Dutzendsogenannte Flugärzte sind hierzu-lande in dieser Funktion tätig.Versicherungsanwälten, Behin-dertenorganisationen sowie behan-delnden Schweizer Ärzten sind sieein Dorn im Auge. Die Zürcher Psy-chiaterin Maria Cerletti (55) kriti-siert, die räumliche Distanz verfüh-re zu übermässiger Härte.«DieKol-legen aus Deutschland kennenuns behandelnde Schweizer Ärztenicht. Sie müssen uns nicht in dieAugen schauen und sie müssen sichauch nicht um ihren Ruf als Be-handler in der Schweiz kümmern.»

Die Schweiz lässt Dutzende Ärzte, dieihre Praxis in Deutschland haben, alsIV-Gutachter einfliegen. Sie sollen ent-scheiden, wer eine IV-Rente bekommt.

Fortsetzung von Seite 3

Anwälte kritisieren«Flugärzte» ausDeutschland
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Die Behindertenorganisation Pro-cap moniert, dass sich deren Quali-tät kaum überprüfen lasse, wenndiese Ärzte ihre Praxis im Auslandhätten. «Es bekommt hier zumBeispiel niemand mit, wenn einArzt in deutschen Medien kriti-siert wird. Auch disziplinarischeMassnahmen bleiben unter demRadar», so Alex Fischer, Bereichs-leiter Sozialpolitik bei Procap.Rechtsanwalt Heusser plädiertgenerell dafür, dass mit der Beurtei-lung der Arbeitsfähigkeit Medizi-ner beauftragt werden sollten, diemit den Schweizer Verhältnissenvertraut seien – mit dem Arbeits-markt, dem gesellschaftlichen Um-feld, mit dem Gesundheitswesen.Er fragt rhetorisch: «Oder würde eseinem Gericht in den Sinn kom-men, für die Schätzung eines Cha-lets in Grindelwald einen deut-schen Immobilienmakler aus Berlin

einzufliegen?» Heusser stellt fest:«Wir Versicherungsanwälte habenden Eindruck, dass genau jeneGutachterstellen mit vielen aus-ländischen Gutachtern in ihrenReihen am häufigsten von derBeurteilung der behandelndenSchweizer Ärzte abweichen.»Thomas Ihde (51), Chefarzt derPsychiatrie der Berner OberländerSpitäler FMI, will nicht alle Flug-ärzte in den gleichen Topf werfen.«Einige machen das seit Jahren,sind mit den Gegebenheiten inder Schweiz vertraut und arbeitenseriös», sagt er im Interview mitSonntagsBlick (Seite 6). Es gebeaber auch jene, die nur wegen desGeldes hier seien und die Schweizkaum kennen: «Unter diesen Um-ständen ist ein seriöses Gutachtenunmöglich.»
Das Bundesamt für Sozialversi-cherungen (BSV) weiss vom Ein-

satz der fremdländischen Experten.Der geballten Kritik zum Trotz ver-teidigt die Behörde die Praxis. Spre-cher Harald Sohns: «Wir sehen da-rin kein Problem.» Relevant sei ein-zig die fachliche Qualifikation derGutachter und nicht, wo diese ihrenSitz hätten.
Im Übrigen weist das BSV daraufhin, dass die Schweiz auf Gutachteraus dem Ausland angewiesen sei,weil es in bestimmten medizini-schen Fachrichtungen einen Man-gel an solchen Kräften gebe.Auf die Frage, wie es komme, dasseinzelne Gutachterstellen wie PME-DA und SMAB deutlich mehr Flug-ärzte in ihren Reihen hätten als an-dere, geht das BSV nur indirekt ein.Sprecher Sohns: «Die Gutachterstel-len sind frei im Entscheid, mit wel-chen Gutachterinnen und Gutach-tern sie zusammenarbeiten.» Es seikein Mangel, wenn eine Gutachter-

stelle mehr deutsche Ärzte beschäf-tige als andere.
Die SMAB AG selbst betrachtetdie zahlreichen deutschen Gutach-ter sogar als Glücksfall. Die beige-zogenen Ärzte aus Deutschlandhätten keine Berührungspunktemit den schweizerischen Sozialver-sicherungsträgern oder der hier an-sässigen Privatassekuranz. «Dieskommt unserem Credo, wonachdie für uns tätigenVersicherungs-mediziner frei von Interessenbin-dungen sein müssen, sehr entge-gen», teilt das Unternehmen mit.Den Begriff «Flugärzte» hältdie SMAB AG für despektierlich:«Unsere Gutachterinnen und Gut-achter reisen jeweils in die Schweizein, in aller Regel mit dem Autooder dem Zug.» In der Folge seiensie am Einsatzort zumeist mehrereTage lang gutachterlich tätig. * Name der Redaktion bekannt

Versicherungsanwälte sagen:«Jene Gutachterstellen mit vie-len ausländischen Gutachternweichen am häufigsten von derBeurteilung der behandelndenSchweizer Ärzte ab.»

So berichtete 
Sonntags
Blick 2019 
über die 
Missstände 
bei der IV.
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Dass der Bund schwarze Schafe 
gewähren lasse, bestreitet Camen-
zind. «Gutachterinnen und Gut-
achter, welche die fachlichen An-
forderungen nicht erfüllen, wer-
den von den IV-Stellen bereits 
heute nicht – beziehungsweise 
nicht mehr – für weitere Gutach-
ten beigezogen.» Wie viele es  
sind, sagt Camenzind nicht. «Dazu 
liegen dem BSV keine Zahlen vor.»

Klar ist: Das BSV und die kan-
tonalen IV-Stellen definieren 
«schwarze Schafe» anders als   
viele Ärzte, Psychiater und Behin-
dertenorganisationen. 

Bestes Beispiel dafür sind Dr. 
K.* und Dr. L.*aus Bern sowie  

Dr. G.* aus Basel, über welche 
SonntagsBlick im November 2019 
ausführlich berichtete. Die drei 
sind bekannt dafür, dass sie selten 
bis nie eine Arbeitsunfähigkeit 
feststellen – und genau das scheint 
sie bei den kantonalen IV-Stellen 
besonders beliebt zu machen.

Dr. K. verdiente zwischen 2012 
und 2018 1,9 Millionen Franken 
mit IV-Gutachen, Dr. G. ebenfalls 
1,9 Millionen, Dr. L. sogar 3,1 Mil-
lionen Franken.

Neue Zahlen, die SonntagsBlick 
gestützt auf das Öffentlichkeits-
gesetz erhalten hat, zeigen: Auch 
2019 machte das umstrittene 
Trio kräftig Kasse mit IV-Gutach-
ten. Bei Dr. G. kamen 132 000 
Franken hinzu, bei Dr. L. 217  000 
Franken. Dr. K. kassierte von der 
IV gar 402  000 Franken für seine 
psychiatrischen Gutachten.

Ihr Ruf hat sich nicht gebessert. 
Dennoch sieht das BSV keinen 
Handlungsbedarf. Camenzind: 
«Das BSV hat keine stichhaltigen 
Anhaltspunkte gefunden, die eine 
Intervention bei den aufgeführten 
Gutachtern hinsichtlich der Ver-
lässlichkeit ihrer Gutachten als 

 angezeigt erscheinen lassen.» Die 
aufgeführten Gutachter könnten 
deshalb nach wie vor für Gutach-
ten der IV beauftragt werden. 

«Offensichtlich nehmen die be-
troffenen Versicherten und die Ge-
richte die Qualität und Verläss-
lichkeit von Gutachten einzelner 
Gutachter sehr unterschiedlich 
wahr», so Camenzind weiter.

Thomas Ihde (51), Chefarzt der 
Psychiatrie der Berner Oberländer 
Spitäler FMI, sieht das 
Problem an einem an-
deren Ort: «Der 
Bund will nicht 
zugeben, dass 
wir ein massives 
Problem im IV-
Gutachterwe-
sen haben. 
Stattdessen 
wird ver-
sucht, die Ge-
müter mit ein 
paar kleinen 
Anpassungen zu 
beruhigen.»

Ihde fordert ein 
 radikales Umden-
ken: «Wir sollten 

uns überlegen, den Versorgungs-
auftrag der öffentlichen Spitäler 
auf die medizinische Begutach-
tung von Versicherten auszuwei-
ten.» Weiter spricht sich Ihde da-
für aus, dass Versicherte, die in 
den vergangenen Jahren Opfer 
 eines  unprofessionellen IV-Gut-
achters geworden sind, erneut 
 beurteilt werden. 

Das ist auch eine zentrale 
 Forderung von Petra Hartmann, 

Präsidentin des Vereins Vergiss-
meinnicht. Der Verein hat 

eine Online-Petition lan-
ciert, mit der die Situa-
tion von IV- Opfern 
verbessert werden 
soll. Für Hartmann 

steht fest: «Die 
angekündigten 
Massnahmen 
des Bundes sind 
nur Kosme-
tik!» l
* Name der 
Redaktion bekannt

Trotz Revision der medizinischen Begutachtung

Einseit ige 
IV-Ä rzte
dürfe n

weiter 
abkass ieren

Dr. L.* aus Bern. 
IV-Einkommen 
2012 bis 2019: 
3,3 Mio. Franken.

Dr. K.* aus Bern. 
IV-Einkommen 
2012 bis 2019: 
2,3 Mio. Franken.

Ärzte, die Versicherten  
selten bis nie eine Arbeits-

unfähigkeit attestieren,  
erhielten von der IV über Jahre 

besonders viele Auf träge. 

Sozialminister Alain 
Berset: Werden seine 

Massnahmen wirken?


